
 

 

10. Februar 2010 

 
Internationaler Strafantrag 
 

Sehr geehrte Exzellenzen der Botschaften, 

Sehr geehrte Damen und Herren der akkreditierten TV- und Printmedien, 

 

Hiermit klagen wir, das freie Volk des Staates Deutschland, die Regierungen der Vereinten Staaten 

von Amerika, Großbritannien und Nordirland sowie Frankreich gemäß Artikel 2 Ziffer 4 der Charter der 

Vereinten Nationen vom 26.Juni 1945 – wegen aller in Frage kommender Straftatbestände, im 

besonderen wegen fortgesetzter Besetzung des deutschen Staatsgebietes, der Aussetzung von 

Bürger- und Menschenrechte sowie der völkerrechtlichen Nichtbeachtung abgeschlossener 

verbindlicher Verträge (2+4-Vertrag) bei gleichzeitig weiterer Stützung einer suspendierten 

Bundesrepublik Deutschland (BRD), mit ihrer Legislative, Judikative und Exekutive – dies zum 

Nachteil, eines freien und unabhängigen deutschen Volk, mit seinem Staat Deutschland – öffentlich 

an. 

Als Beweis unserer erhobenen Klage führen wir an, dass trotz 2+4-Vertrag, drei Vertragspartner und 

Alliierte, einen freien und unabhängigen Staat Deutschland, trotz aller öffentlichen Bekundigungen, in 

Wahrheit gar nicht wollen. Hierzu verweisen wir auf Protokoll Nummer 192 vom 24. Februar 1990, 

über das amerikanisch/deutsche Spitzengespräch zwischen dem amerikanischen Präsidenten Busch 

sen. und dem Bundeskanzler der BRD Kohl: 

>>>Tatsache sei aber, dass die europäischen Verbündeten in diesen Fragen Ängste und 

Sensibilitäten hätten. Manchmal habe man vergessen, insbesondere die Kleineren zu konsultieren. 

Deshalb müsse man aufs engste in Verbindung bleiben, man wolle nicht, dass die USA und D 

einander überraschten, und man müsse sich insbesondere mit den Partnern abstimmen. Ganz offen 

wolle er anfügen, anlässlich der Ottawa-Konferenz habe BM Genscher den Italienern ziemlich 

unverblümt gesagt, dass für sie kein Platz am 2+4-Tisch sei. Dies habe nicht nur It, sondern auch 

andere auf den Plan gerufen und den Eindruck eines „intensitiven“ Deutschland hervorgerufen. 

Gerade deshalb müsse man jeden Eindruck vermeiden, dass USA und D über die Zukunft 

Europas entscheiden. 

Zu den Nuklearwaffen wolle er – der Präsident – betonen, dass sie wesentlicher Teil der 

amerikanischen Militärpräsenz in Europa und Deutschland seien und dies in stabilisierender Rolle. Der 

Bundeskanzler habe vielleicht in dieser Frage Druck – wenn man aber [die] amerikanischen 

Nuklearwaffen aus D zurückziehe, dann gebe es kein Argument, andere NATO-Partner zu 

überzeugen, weiterhin Nuklearwaffen zu behalten. Deshalb müssten, solange die Ungewissheit, von 

der gesprochen habe, andauere, amerikanische Nuklearwaffen präsent bleiben. In amerikanischer 

Sicht gebe es eine klare Querverbindung zur Frage der konventionellen Truppen, die „boys over there“ 

könnten nur mit nuklearer Garantie sicher sein. Sei deren Stationierung nicht mehr sicher, werde man 

in Zukunft die Unterstützung für die amerikanische Truppenpräsenz verlieren. <<< 



 

 

 

In diesem Zusammenhang fordern wir die benannten Alliierten, im besonderen die Vereinigten 

Staaten von Amerika unmissverständlich auf, alle ABC- Waffen und sonstige Materialien, mit 

sofortiger Wirkung vom Staatsgebiet zu entfernen – denn das Volk des Staates Deutschland, 

benötigt diese „Dinge“ zur Friedenssicherung in einem geeinten Europa absolut nicht. 

Wir sind für ein Europa, in dem jeder Staat innerhalb seines Territoriums seine Gültigkeit und 

Gesetzmäßigkeit behält und nur ein geeinter Europäischer Staatenföderalismus zugunsten anderer 

„kleinerer“ Staaten zustande kommen sollte, im Interesse eines gemeinsamen freien friedlichen und 

demokratischen Europas und sonst nichts. 

Der Staat Deutschland ist ein neutraler Staat in Europa und gehört somit auch mit Verweis auf Artikel 

6 des 2+4-Vertrages in Bezug auf Deutschland, keinem, bzw. nur dem Bündnis der Vereinten 

Nationen an.  

Dies alles wird dem deutschen Volk mit seinem freien und unabhängigen Staat Deutschland, 

durch die Beklagten versagt. 
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